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Finanzverwaltungsgerichtsbarkeitsgesetz 2012 
 

Sehr geehrte Frau Dr Baumann-Söllner! 

 

Die Bundesarbeitskammer erhebt gegen den vorliegenden Entwurf Finanzverwaltungsge-

richtsbarkeitsgesetz 2012 (FVwGG 2012) keine grundsätzlichen Einwände. 

 

Im Hinblick auf die Änderungen der Bundesabgabenordnung werden folgende Änderungen 

angeregt: 

 

§ 205 Abs. 6 und § 205a BAO: 

Die Herabsetzung der Anspruchszinsen und der Festsetzung der Beschwerdezinsen sollten 

von Amts wegen erfolgen und nicht eines Antrages des Abgabepflichtigen bedürfen. 

 

§ 303 BAO: 

Die unterschiedlichen Voraussetzungen über die Wiederaufnahme des Verfahrens auf An-

trag einer Partei bzw von Amts wegen sollten vereinheitlicht werden. Dies wurde auch ange-

dacht aber nicht umgesetzt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Herbert Tumpel       Günther Chaloupek 

Präsident       iV des Direktors 

F.d.R.d.A.        F.d.R.d.A.   
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